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Datum 25.09.2001

Die Revision der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Magdeburg vom 14.
September 2000 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die KlÃ¤gerin hat der Beklagten die
Kosten des gesamten Rechtsstreits zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Die KlÃ¤gerin ist die Inhaberin eines Kranken- und Pflegedienstes in B. bei H. Sie
gehÃ¶rt dem Landesverband Hauskrankenpflege Sachsen-Anhalt eV an. Dieser
hatte mit dem Betriebskrankenkassen (BKK) â�� Landesverband Ost, dem
wiederum die beklagte BKK angehÃ¶rt, mit Wirkung vom 1. Januar 1996 einen
Rahmenvertrag Ã¼ber die Erbringung von hÃ¤uslicher Krankenpflege geschlossen,
dem die KlÃ¤gerin beigetreten war. Der Vertrag sollte â�� bei sechsmonatiger
KÃ¼ndigungsfrist zum Jahresende â�� auf unbestimmte Zeit, die als Anlage
vereinbarte GebÃ¼hrenvereinbarung bis 30. Juni 1997 gelten; bei KÃ¼ndigung
sollte der Vertrag bis zum Inkrafttreten einer neuen Vereinbarung weitergelten,
lÃ¤ngstens jedoch fÃ¼r sechs Monate (Â§ 13 Nr 1, 2, 5 des Vertrages). Auf eine
GebÃ¼hrenvereinbarung fÃ¼r die Zeit nach dem 30. Juni 1997 konnten sich die
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Vertragsparteien nicht mehr einigen. Die Beklagte kÃ¼ndigte daher den Vertrag am
5. Juni 1998 zum 31. Dezember 1998, bezahlte aber die von der KlÃ¤gerin laufend
erbrachten und nach den bisherigen SÃ¤tzen in Rechnung gestellten Leistungen
noch bis 28. Februar 1999.

FÃ¼r die Zeit ab 1. MÃ¤rz 1999 genehmigte die Beklagte zwar weiterhin die fÃ¼r
fÃ¼nf ihrer Versicherten erbrachte hÃ¤usliche Krankenpflege durch Vermerk auf
der RÃ¼ckseite der Ã¤rztlichen Verordnung, kÃ¼rzte jedoch die auf der bisherigen
Basis erstellten Rechnungen der KlÃ¤gerin auf diejenigen BetrÃ¤ge, die die AOK
Sachsen-Anhalt den Inhabern von Kranken- und Pflegediensten gemÃ¤Ã� einem mit
VerbÃ¤nden von Leistungserbringern, ua dem Verband der KlÃ¤gerin,
geschlossenen Rahmenvertrag zahlte. Eine entsprechende AnkÃ¼ndigung war der
KlÃ¤gerin zugegangen.

Mit ihrer Klage hat die KlÃ¤gerin den Differenzbetrag nebst Zinsen geltend
gemacht. Das Sozialgericht (SG) hat die Klage abgewiesen und die Sprungrevision
zugelassen (Urteil vom 14. September 2000). Das SG hat ausgefÃ¼hrt, die
KlÃ¤gerin kÃ¶nne ihre Forderung weder aus dem Vertrag, noch aus einer
Fortwirkung der Preisvereinbarung, einem Anspruch auf NeuabschluÃ� einer
GebÃ¼hrenvereinbarung in der alten HÃ¶he oder einem einseitigen
Leistungsbestimmungsrecht ableiten. Jedenfalls ab 1. MÃ¤rz 1999 seien zwischen
den Beteiligten nur noch Ã¼ber jede einzelne Leistung (zivilrechtliche) VertrÃ¤ge
abgeschlossen worden, bei denen sich die KlÃ¤gerin ihr Verhalten, das Erbringen
der Leistung, als konkludente Annahme des ihr bekannten verÃ¤nderten
VergÃ¼tungsangebots der Beklagten anrechnen lassen mÃ¼sse.

Mit der (Sprung-)Revision rÃ¼gt die KlÃ¤gerin die Verletzung von Art 12
Grundgesetz (GG) sowie von Â§ 70 Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (SGB V), der
einen "sozialrechtlichen Fortgeltungsgrundsatz" enthalte. Ein vertragsloser Zustand
sei vom Gesetzgeber jedenfalls nicht gewollt.

Die KlÃ¤gerin beantragt,
das Urteil des Sozialgerichts Magdeburg vom 14. September 2000 aufzuheben und
die Beklagte zu verurteilen, der KlÃ¤gerin 2.474,90 DM nebst 4 % Zinsen auf 788,55
DM seit 13. Mai 1999, auf 1.813,22 DM vom 1. bis 17. Juni 1999, auf 585,97 DM seit
18. Juni 1999 und auf 1.100,18 DM seit RechtshÃ¤ngigkeit zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

II

1. Die Revision ist zulÃ¤ssig, insbesondere liegen die Voraussetzungen der
Sprungrevision nach Â§ 161 Sozialgerichtsgesetz (SGG) vor. Das SG hat nach den
EntscheidungsgrÃ¼nden seines Urteils vom 14. September 2000 die Revision
zugelassen (vgl auch Niederschrift vom gleichen Tage); daÃ� die schriftliche
Urteilsfassung â�� entgegen der Niederschrift â�� die Zulassung im Tenor nicht
erwÃ¤hnt, ist unschÃ¤dlich (BSG SozR 1500 Â§ 161 Nr 16; Krasney/Udsching,
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Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 2. Aufl 1997, IX, RdNr 27).
Unerheblich ist auch, daÃ� bei VerkÃ¼ndung des Urteils die Zustimmung der
Beklagten noch nicht, nach der genannten Niederschrift jedenfalls nicht
vorbehaltsfrei, vorgelegen hat; insoweit genÃ¼gt es, daÃ� der
ProzeÃ�bevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin mit seiner Revisionsschrift und noch vor
Ablauf der Revisionsfrist am 4. November 2000 eine ErklÃ¤rung der Beklagten
Ã¼ber deren Zustimmung zur Einlegung der Sprungrevision eingereicht hat (Â§ 161
Abs 1 Satz 3 SGG).

2. Die Revision ist aber unbegrÃ¼ndet. Wie das SG zutreffend entschieden hat, hat
die KlÃ¤gerin keinen Anspruch auf eine hÃ¶here VergÃ¼tung fÃ¼r die von ihr nach
dem 28. Februar 1999 zugunsten von fÃ¼nf Versicherten der Beklagten erbrachte
hÃ¤usliche Krankenpflege.

Ã�ber die VergÃ¼tung fÃ¼r das Erbringen von hÃ¤uslicher Krankenpflege trifft das
SGB V nur knappe Regelungen. Â§ 132a Abs 2 Satz 1, 2 SGB V sieht den AbschluÃ�
von VertrÃ¤gen zwischen Krankenkassen und Leistungserbringern "Ã¼ber die
Einzelheiten der Versorgung mit hÃ¤uslicher Krankenpflege sowie Ã¼ber die Preise
und deren Abrechnung" vor und verlangt lediglich, daÃ� die Krankenkassen auf das
wirtschaftliche und preisgÃ¼nstige Erbringen von Leistungen zu achten haben.
Sowohl fÃ¼r Verbands- wie fÃ¼r EinzelvertrÃ¤ge galt, wie der Senat bereits
mehrfach entschieden hat, bis zum 31. Dezember 1999 ausschlieÃ�lich Privatrecht
(sog zweite bzw dritte Ebene â�� vgl Urteile des Senats vom 10. Juli 1996, 3 RK
11/95, BSGE 79, 28, 29 = SozR 3-2500 Â§ 125 Nr 5 und 3 RK 29/95 = SozR 3 â��
2500 Â§ 125 Nr 6). Â§ 69 SGB V idF vom 22. Dezember 1999 (BGBl I, 2626) hat den
abschlieÃ�enden Ã¶ffentlich-rechtlichen Charakter der Beziehungen in den Â§Â§ 63,
64 und 69 ff SGB V erst ab 1. Januar 2000 normiert.

Ein entsprechender Vertrag war zwar auch zwischen dem Verband von BKKen, dem
die Beklagte angehÃ¶rt, und dem Verband von Leistungserbringern, dem die
KlÃ¤gerin angehÃ¶rt, geschlossen worden; die KlÃ¤gerin war diesem Vertrag auch
ausdrÃ¼cklich beigetreten. Der Vertrag war von der Beklagten jedoch wirksam zum
31. Dezember 1998 gekÃ¼ndigt worden. Zwar galt der Vertrag nach seinem Â§ 13
Nr 2 bei Nichtzustandekommen einer neuen Vereinbarung lÃ¤ngstens bis zu sechs
Monaten weiter, hier also bis zum 30. Juni 1999. Dies bezieht sich jedoch nicht auf
die Preisvereinbarung. Diese war von vornherein bis zum 30. Juni 1997 befristet,
nicht verlÃ¤ngert worden und galt nach Â§ 13 Nr 5 ("Anlagen mit befristeter
Laufzeit") auch nicht fort. Eine Auslegung des Vertragswerks, nach der auch die
Preisvereinbarung, wie der Vertrag selbst, bis zum 30. Juni 1999 weitergelten sollte,
kommt nicht in Betracht.

Eine Fortgeltung der bisherigen GebÃ¼hrenvereinbarung trotz Fristablaufs ist auch
nicht aus anderen Gesichtspunkten eingetreten. Sie kann nicht aus einem
"Fortgeltungsgrundsatz" abgeleitet werden. Der Revision ist zwar einzurÃ¤umen,
daÃ� der erkennende Senat in seiner Entscheidung vom 24. Januar 1990 (3 RK
11/88 = BSGE 66, 159, 161 = SozR 3-2200 Â§ 376d Nr 1) den hÃ¶heren
VergÃ¼tungsanspruch einer Masseurin und medizinischen Bademeisterin mit der
"Fortwirkung" eines gekÃ¼ndigten Vertrages begrÃ¼ndet hat. Die seinerzeit
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beklagte Kasse hatte trotz KÃ¼ndigung einer Preisvereinbarung und bis zum
endgÃ¼ltigen Scheitern von Neuverhandlungen die nach den alten SÃ¤tzen
erhobenen Forderungen auch weiterhin beglichen, einen Teil der Leistungen aber
nachtrÃ¤glich nach geringeren SÃ¤tzen abrechnen wollen. Dieser Sachverhalt
entspricht dem Verhalten der Beklagten im vorliegenden Fall lediglich in dem â��
hier nicht streitigen â�� Zeitraum bis zum 28. Februar 1999. FÃ¼r die
anschlieÃ�ende Zeit hatte die Beklagte jedoch unmiÃ�verstÃ¤ndlich klargestellt,
daÃ� sie nicht mehr zur Abrechnung nach den alten SÃ¤tzen bereit war und sich
entsprechend verhalten, womit die ParallelitÃ¤t zu der frÃ¼heren Sache entfallen
war. Einen "Fortgeltungsgrundsatz" kann die Revision auch nicht aus der Pflicht zur
Versorgung der Versicherten gemÃ¤Ã� Â§ 70 SGB V ableiten, weil diese Vorschrift
nichts Ã¼ber die maÃ�geblichen Preise sagt. Durch die ErklÃ¤rung der Beklagten,
mit der diese ihren gegenteiligen Parteiwillen hinreichend deutlich zum Ausdruck
gebracht hat, kann sich die KlÃ¤gerin nicht mehr auf ein fortbestehendes Vertrauen
berufen. Eine derartige Sicht der Dinge liefe auf den AusschluÃ� der Beendigung
einmal geschlossener VertrÃ¤ge hinaus.

Falls keine sonstige, insbesondere einzelvertragliche Abmachung besteht, ist der
Revision einzurÃ¤umen, daÃ� die Beklagte kein einseitiges
Leistungsbestimmungsrecht nach Â§ 315 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB) hat. Mit
der Regelung in Â§ 132a Abs 2 SGB V geht der Gesetzgeber â�� der allgemeinen
Intention des SGB V zur Kostenreduzierung im Gesundheitswesen entsprechend â��
davon aus, daÃ� derartige vertragliche (Verbands- oder Einzel-)Abmachungen im
freien Spiel der KrÃ¤fte geschlossen werden und durch die Verpflichtung der
Beklagten zur Versorgung der Versicherten einerseits und die Konkurrenz der
Leistungserbringer andererseits im Ergebnis marktgerechte und mÃ¶glichst
gÃ¼nstige Bedingungen, insbesondere Preise, fÃ¼r die Versicherten erreicht
werden. Wenn solche Vereinbarungen nicht zustande kommen, ist der
Krankenkasse nicht ersatzweise ein Preisbestimmungsrecht eingerÃ¤umt worden;
dies wÃ¼rde jedes Interesse am AbschluÃ� einer vertraglichen Vereinbarung auf
ihrer Seite unterlaufen. Andererseits besteht aber auch kein einseitiges
Preisbestimmungsrecht auf Seiten des Leistungserbringers, etwa gemÃ¤Ã� Â§ 316
BGB, weil auch dies vertragliche Vereinbarungen vereiteln und damit dem
erkennbaren Willen des Gesetzgebers zuwider laufen wÃ¼rde. FÃ¼r den Fall, daÃ�
trotz des von einem vertragslosen Zustand ausgehenden Einigungsdrucks
vertragliche Vereinbarungen nicht zustande kommen, hat der Gesetzgeber
allerdings kein Schlichtungsverfahren oder Schiedsverfahren vorgesehen, wie es in
anderen Bereichen des Leistungserbringungsrechts der Fall ist (vgl Â§ 89 SGB V
fÃ¼r den vertragsÃ¤rztlichen Bereich, Â§ 18a Abs 1
Krankenhausfinanzierungsgesetz fÃ¼r den Krankenhausbereich und Â§ 76
Sozialgesetzbuch Elftes Buch fÃ¼r die Pflegeversicherung). Der Gesetzgeber hat
damit entgegen der Meinung der Revision vielmehr in diesem Bereich einen
vertragslosen Zustand in Kauf genommen. Ob er dabei zu Recht von einem
wirtschaftlichen Gleichgewicht der Vertragsparteien ausgegangen ist oder die
Erwartung gehegt hat, gegenÃ¼ber der Verbandsmacht der Krankenkassen werden
sich die Leistungserbringer ebenfalls zu VerbÃ¤nden zusammenschlieÃ�en, um
einer einseitigen Durchsetzung der Kasseninteressen entgegentreten zu kÃ¶nnen,
mag hier dahinstehen. Das Diskriminierungsverbot fÃ¼r marktbeherrschende oder

                               4 / 6

https://dejure.org/gesetze/SGB_V/70.html
https://dejure.org/gesetze/BGB/315.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/132a.html
https://dejure.org/gesetze/BGB/316.html
https://dejure.org/gesetze/BGB/316.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/89.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/76.html


 

marktstarke Unternehmen nach Â§ 20 Abs 1 und Abs 2 des Gesetzes gegen
WettbewerbsbeschrÃ¤nkungen (GWB) hÃ¤tte, wenn es auch auf die Beklagte als
einzelne Kasse angewandt wÃ¼rde (vgl dazu Emmerich, Kartellrecht, 8. Aufl 1999,
S 223 ff, 245), jedenfalls nicht zur Folge, daÃ� die KlÃ¤gerin als Schadensersatz (vgl
Â§ 33 GWB) einen hÃ¶heren Preis verlangen kÃ¶nnte, als die Beklagte ihren
Mitbewerbern einzurÃ¤umen bereit war.

Eine VergÃ¼tungsvereinbarung ist hier auch nicht deshalb entbehrlich, weil im
Bereich der Ortskrankenkassen solche Vereinbarungen abgeschlossen worden sind.
Die dort vereinbarten Preise kÃ¶nnen nicht als Ã¼bliche VergÃ¼tung iS von Â§ 612
Abs 2 BGB angesehen werden, weil ungeachtet des groÃ�en Anteils der davon
erfassten Versicherten auch dies der gesetzlichen Regelung zuwiderliefe, die kein
gemeinsames und einheitliches Handeln der verschiedenen Kassen, sondern
gesonderte VertragsabschlÃ¼sse vorsieht. WÃ¤re der VertragsabschluÃ� bei einer
groÃ�en Krankenkasse ausschlaggebend, entfiele auch hier jegliches Motiv der
anderen Krankenkassen, sich um eigenstÃ¤ndige VertragsabschlÃ¼sse zu
bemÃ¼hen. FÃ¼r die Leistungserbringer wÃ¼rde Entsprechendes gelten, sofern
die VertragsabschlÃ¼sse mit den anderen Kassenarten aus ihrer Sicht gÃ¼nstiger
erschienen. Weil es schlieÃ�lich auch an einer taxmÃ¤Ã�igen, dh amtlichen
VergÃ¼tungsordnung iS von Â§ 612 Abs 2 BGB fehlt, fÃ¼hrte das Fehlen einer
Vereinbarung Ã¼ber eine Hauptbedingung des Vertrages, die VergÃ¼tungshÃ¶he
dazu, daÃ� der Vertrag als beendet galt (Â§Â§ 154, 155 BGB). Damit entfiel
unabhÃ¤ngig von der Zulassung auch die Verpflichtung der KlÃ¤gerin zur
Behandlung der Versicherten der Beklagten.

3. Das SG hat angenommen, daÃ� die KlÃ¤gerin nach Kenntnis der neuen
Preisangebote der Beklagten durch das stillschweigende Weiterbehandeln der
Versicherten der Beklagten konkludent jeweils einem neuen Einzelvertrag mit
diesen Preisen zugestimmt habe (Â§ 151 BGB), und die Klage abgewiesen. Die
KlÃ¤gerin mÃ¼Ã�te sich in der Tat den objektiven ErklÃ¤rungswert ihres Handelns
anrechnen lassen; ein Mentalvorbehalt wÃ¤re ebenso unbeachtlich wie
ausdrÃ¼ckliche Ã�uÃ�erungen, die mit ihrem tatsÃ¤chlichen Verhalten nicht
vereinbar wÃ¤ren (sog protestato facto contraria; vgl BGHZ 95, 393, 399; BGH NJW
1965, 387, 388). Unter BerÃ¼cksichtigung ihrer Interessenlage und ihres bisherigen
Verhaltens, nÃ¤mlich der stetigen Ablehnung der Angebote der Beklagten bei
gleichzeitiger Weiterbehandlung der Versicherten, ist es allerdings zweifelhaft, ob
die Beklagte nunmehr nach Treu und Glauben davon ausgehen durfte, die KlÃ¤gerin
sei auf ihr Angebot eingegangen, weil sie nicht noch einmal ihre Ablehnung
bekrÃ¤ftigte.

Letztlich kÃ¶nnen diese Fragen aber dahinstehen. Denn auch wenn man vom
Fehlen einer vertraglichen Einigung im gesamten Zeitraum ausgeht, hat die
KlÃ¤gerin keine weitergehenden AnsprÃ¼che. In diesem Fall ist nach
bereicherungsrechtlichen GrundsÃ¤tzen vorzugehen. SÃ¤mtliche Leistungen sind
dann ohne rechtlichen Grund erbracht worden. Da sie aus der Natur der Sache nicht
herausgegeben werden konnten, war die Beklagte der KlÃ¤gerin zum Wertersatz
verpflichtet gewesen (Â§Â§ 812 Abs 1, 818 Abs 2 BGB). Diese Verpflichtung hat sie
aber mit dem Bezahlen der Rechnungen in HÃ¶he der von der AOK gezahlten
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VergÃ¼tungen erfÃ¼llt. Nach Â§ 818 Abs 2 BGB ist der objektive Verkehrswert,
nicht dagegen das Interesse des Entreicherten an seiner Leistung, zu ersetzen (vgl
Palandt, BGB 61. Aufl 2002, Â§ 818 RdNr 19 mwN). Angesichts der von der AOK
geschlossenen VergÃ¼tungsvereinbarungen spricht nichts dafÃ¼r, daÃ� die
Beklagte eine hÃ¤usliche Krankenpflege ihrer Versicherten bei anderen
Leistungserbringern nur zu hÃ¶heren oder gar zu den von der KlÃ¤gerin verlangten
Preisen hÃ¤tte sicherstellen kÃ¶nnen.

4. Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 Abs 4 Satz 2 SGG iVm Â§ 116 Abs 2 Satz
1 Nr 1 BundesrechtsanwaltsgebÃ¼hrenordnung und Â§ 51 Abs 2 Satz 1 Nr 3 SGG
(VertrÃ¤ge der Krankenkassen oder ihrer VerbÃ¤nde). Im Gegensatz zur Auffassung
des SG ist eine Mitverantwortlichkeit der Beklagten fÃ¼r den Rechtsstreit nicht zu
erkennen.

Erstellt am: 26.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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